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Präambel 
In Anbetracht dessen, 

• dass soziale Einrichtungen Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen mit Wohnsitz in 
einem anderen Kanton offen stehen sollen, 

• dass die hierfür nötige Angebotsoffenheit nur spielen kann, wenn die Kostenüber-
nahme zwischen den Kantonen auf der Grundlage einheitlicher Berechnungsmetho-
den gesichert ist, 

• dass eine enge interkantonale Zusammenarbeit im Bereiche der sozialen Einrichtun-
gen anzustreben ist, 

beschliessen die Kantone, gestützt auf den Vorschlag der Konferenz der kantonalen Sozial-
direktoren (SODK), im Einvernehmen mit der Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidi-
rektorinnen und -direktoren (KKJPD) und der Schweizerischen Konferenz der kantonalen 
Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) folgende Vereinbarung: 

I Grundlagen 
I.I Zweck 

Artikel 1 
1Die Vereinbarung bezweckt, die Aufnahme von Personen mit besonderen Betreuungs- und 
Förderungsbedürfnissen in geeigneten Einrichtungen ausserhalb ihres Wohnkantons ohne 
Erschwernisse zu ermöglichen. 
2Die Vereinbarungskantone arbeiten in allen Belangen der IVSE zusammen. Sie tauschen 
insbesondere Informationen über Massnahmen, Erfahrungen sowie Ergebnisse aus, stim-
men ihre Angebote an Einrichtungen aufeinander ab und fördern die Qualität derselben.  

I.II Geltungsbereich 

Artikel 2 
Bereiche
1Die IVSE bezieht sich auf Einrichtungen der folgenden Bereiche: 

A Stationäre Einrichtungen, die gestützt auf eidgenössisches oder kantonales Recht 
Personen bis zum vollendeten 20. Altersjahr, längstens jedoch bis nach Abschluss 
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der Erstausbildung beherbergen, sofern sie vor Erreichen der Volljährigkeit in eine 
Einrichtung eingetreten oder dort untergebracht worden sind. 

Im Fall von Massnahmen gemäss dem Bundesgesetz über das Jugendstrafrecht liegt 
die Altersgrenze unabhängig vom Eintrittsalter beim vollendeten 22. Altersjahr. 

B Einrichtungen für erwachsene, invalide Personen oder Einheiten solcher Einrichtun-
gen gemäss dem Bundesgesetz über die Institutionen zur Förderung der Eingliede-
rung von invaliden Personen (IFEG): 

a) Werkstätten, die dauernd intern oder an dezentral ausgelagerten Arbeitsplät-
zen invalide Personen beschäftigen, die unter üblichen Bedingungen keine 
Erwerbstätigkeit ausüben können; 

b) Wohnheime und andere betreute kollektive Wohnformen für invalide Perso-
nen; 

c) Tagesstätten, in denen invalide Personen Gemeinschaft pflegen und an Frei-
zeit- und Beschäftigungsprogrammen teilnehmen können. 

Einheiten von Einrichtungen, welche die gleichen Leistungen wie die Einrichtungen 
gemäss Buchstaben a) bis c) erfüllen, sind gleichgestellt. 

C Stationäre Therapie- und Rehabilitationsangebote im Suchtbereich 

D Einrichtungen der externen Sonderschulung: 

a) Sonderschulen für Unterricht, Beratung und Unterstützung inklusive integrati-
ver Sonderschulung sowie für die Tagesbetreuung, sofern diese Leistung von 
der Einrichtung erbracht wird; 

b) Früherziehungsdienste für Kinder mit Behinderungen und von Behinderung 
bedrohte Kinder; 

c) Pädagogisch-therapeutische Dienste für Logopädie oder Psychomotorikthera-
pie, sofern diese Leistungen nicht innerhalb des Regelschulangebotes er-
bracht werden. 

2Die Vereinbarungskonferenz (VK) kann die Vereinbarung unter Vorbehalt der Artikel 6 und 8 
der IVSE auf weitere Bereiche sozialer Einrichtungen ausdehnen. 
3Die Kantone können einzelnen, mehreren oder allen Bereichen beitreten. 

Artikel 3 
Ausnahmen
1Einrichtungen, die einem Konkordat über den Vollzug von Strafen und Massnahmen (Straf- 
und Massnahmenvollzugskonkordate) unterstellt sind, fallen nicht unter diese Vereinbarung. 
2Einrichtungen für Betagte, sowie medizinisch geleitete Einrichtungen fallen nicht unter diese 
Vereinbarung. 
3Einheiten von Einrichtungen gemäss Absatz 2 mit eigener Rechnung und Leitung können 
der IVSE ebenfalls unterstellt werden, wenn sie deren Voraussetzungen erfüllen. 
4Einrichtungen fallen nicht unter diese Vereinbarung für Leistungen, die sie zur beruflichen 
Eingliederung im Sinne der Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Invalidenversiche-
rung erbringen. 

I.III Begriffe 

Artikel 4 
Die folgenden Begriffe werden im Rahmen der IVSE auf Grund der nachstehenden Definitio-
nen verwendet: 


